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Zusammenstellung 

des 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln auf den Bund 
(Zweites Überleitungsgesetz) 

- Nr, 2326 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(11. Ausschuß) 


tntwurt 

(S 1) 

(2) Die Ausgaben für die Versorgung der 
ehemaligen Verwaltungsangehörigen der Zoll- 
und Verbrauchsteuerverwaltung, der Mono- 
polverwaltungen und des Zollgrenzdienstes 
sowie der Hinterbliebenen dieser Verwal- 
tungsangehörigen gehen auf den Bund über. 
Die Ausgaben für die Versorgung der son- 
stigen in den Bundesdienst übernommenen 
Verwaltungsangehörigen der Finanzverwal- 
tung und ihrer Hinterbliebenen gehen vom 
Zeitpunkt der Übernahme in den Bundes- 
dienst ab auf den Bund über (§ 36 Absatz 1 
Satz 2 des Gesetzes über die Finanzverwal- 
tung). Die Ausgaben für die Versorgung der 
ehemaligen Oberfinanzpräsidenten und der 
ehemaligen Leiter der Oberfinanzkassen und 
deren Hinterbliebenen werden vom Bund 
und von den Ländern je zur Hälfte getragen. 
Die übrigen Versorgungsausgaben der Finanz- 
verwialtung werden von den Ländern ge- 
tragen. 


(§ 2) 

1. § 9 Absatz 2 Satz 2 erhält die folgende 
Fassung: 

„Die Länder erhalten für die Fiilfe- 
leistung der Finanzämter bei der Bear- 
beitung der Umsatzsteuer und der Be- 
förderungsteuer vom 1. April 1950 ab 
vom Bund eine Entschädigung in Höhe 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(S i) 

(2) Die Ausgaben für die Versorgung der 
ehemaligen Verwaltungsangehörigen derZoll- 
und Verbrauchsteuerverwältung, der Mono- 
polverwaltungen und des Zollgrenzdienstes 
sowie der Hinterbliebenen dieser Verwal- 
tungsangehörigen gehen auf den Bund über. 
Die Ausgaben für die Versorgung der son- 
stigen in den Bundesdienst übernommenen 
Verwaltungsangehörigen der Finanzverwal- 
tung und ihrer Hinterbliebenen gehen vom 
Zeitpunkt der Übernahme in den Bundes- 
dienst ab auf den Bund über (§ 36 Absatz 1 
Satz 2 des Gesetzes über die Finanz Verwal- 
tung). Die Ausgaben für die Versorgung der 
ehemaligen Oberfinanzpräsidenten und der 
ehemaligen Leiter der Oberfinanzkassen und 
deren Hinterbliebenen werden vom Bund 
und von den Ländern je zur Hälfte getragen. 
Ihre Versorgung richtet sich nach den Vor- 
schriften des Landes, das für die Zahlung der 
Versorgungsbezüge zuständig ist. Die übri- 
gen Versorgungsausgaben der Finanzverwal- 
tung werden von den Ländern getragen. 

(5 2) 

1. § 9 Absatz 2 Satz 2 erhält die folgende 
Fassung: 

„Die Länder erhalten für die Hilfe- 
leistung der Finanzämter bei der Bear- 
beitung der Umsatzsteuer und der Be- 
förderungsteuer vom 1. April 1950 ab 
vom Bund eine Entschädigung in Höhe 
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Entwurf 

von zwei vom Hundert des Aufkom- 
mens dieser Steuern. Die Entschädigungs- 
summe wird auf die einzelnen Länder 
nach einem Schlüssel verteilt, der binnen 
zwei Monaten nach Verkündung des 
Zweiten Gesetzes zur Oberleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln auf den 
Bund von den Ländern zu vereinbaren 
ist. Kommt eine Vereinbarung nicht zu- 
stande, so verteilt die Bundesregierung 
die Entschädigungssumme auf die ein- 
zelnen Länder nach dem Verhältnis der 
von ihnen aufgewendeten Steuerverwal- 
tungskosten/ 4 


§ 3 

Die Ausgaben (einschließlich der Versor- 
gungsausgaben) der Verwaltungen und Ein- 
richtungen, die nach Artikel 130 des Grund- 
gesetzes in die Verwaltung des Bundes über- 
geführt worden sind, gehen mit dem Inkraft- 
treten der Überführung auf den Bund über. 

§ 7 

Soweit die Ausgaben der in den Artikeln I 
und II bezeichneten Verwaltungen und Ein- 
richtungen auf den Bund übergehen, über- 
nimmt der Bund auch die Haftpflichtver- 
bindlichkeiten, die durch Angehörige dieser 
Verwaltungen und Einrichtungen verursacht 
worden sind: Insoweit gehen auch die Ersatz- 
ansprüche auf den Bund über. 


§ 8 

Soweit die Bestimmungen der Artikel I 
und II den Übergang von Versorgungsaus- 
gaben auf den Bund regeln, finden sie 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

von zwei vom Hundert des Aufkom- 
mens dieser Steuern. Die Entschädigungs- 
summe wird auf die einzelnen Länder 
nach einem Schlüssel verteilt, der binnen 
zwei Monaten nach Verkündung des 
Zweiten Gesetzes zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln auf den 
Bund von den Ländern zu vereinbaren 
ist. Kommt eine Vereinbarung nicht zu- 
stande, so verteilt die Bundesregierung 
die Entschädigungssumme auf die ein- 
zelnen Länder nach dem Verhältnis der 
von ihnen aufgewendeten Steuerverwal- 
tungskosten. Die Länder haben die 
ihnen gewährten Entschädigungsleistun- 
gen, soweit sie den im Rechnungsjahr 
1950 gewährten Betrag übersteigen, zum 
Ausbau der Finanzverwaltung zu ver- 
wenden,“ 

§ 3 

Die Ausgaben (einschließlich der Versor- 
gungsausgaben) der Verwaltungen und Ein- 
richtungen, die nach Artikel 130 des Grund- 
gesetzes in die Verwaltung des Bundes über- 
geführt worden sind oder noch übergeführt 
werden, gehen mit dem Inkrafttreten der 
Überführung auf den Bund über. 

§ 7 

Soweit die Ausgaben der in den Artikeln I 
und II bezeichneten Verwaltungen und Ein- 
richtungen auf den Bund übergehen, über- 
nimmt der Bund auch die Haftpflichtver- 
bindlichkeiten, die durch Angehörige oder im 
Betrieb dieser Verwaltungen und Einrichtun- 
gen verursacht worden sind. Insoweit gehen 
auch die Ersatzansprüche auf den Bund über. 

§ 7a 

Der Bund trägt die Verbindlichkeiten des 
Reiches aus Anlaß von Personenschäden, die 
durch Angehörige der früheren deutschen 
Wehrmacht und der in § 2 Absatz 1 und § 3 
des Bundesversorgungsgesetzes vom 20. De- 
zember 1950 (BGBl. S. 791) genannten Orga- 
nisationen und Einrichtungen verursacht 
worden sind. Das gilt nicht, soweit auf 
Grund solcher Schäden Ansprache nach dem 
Bundesversorgungsgesetz bestehen. 

§ 8 

Soweit die Bestimmungen der Artikel I und II 
den Übergang von Versorgungsausgaben auf 
den Bund regeln, sind diese Bestimmungen 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


und §6 keine Anwendung auf den 
im Artikel 131 des Grundgesetzes be- 
zeichneten Personenkreis; die Bestim- 
mungen des § 1 Absatz 1 Ziffer 7 und des 
§ 2 Ziffer 7 des Ersten Gesetzes zur Über- 
leitung von Lasten und Deckungsmitteln 
auf den Bund vom 28. November 1950 
(BGBl. S. 773) bleiben unberührt. 


§ 10 

(1) Soweit nach den Artikeln I und II Aus- 
gaben auf den Bund übergehen, stehen die 
mit den Ausgaben zusammenhängenden Ein- 
nahmen dem Bund zu. 

(2) Die wegen Steuervergehens im Verwal- 
tungsstrafverfahren festgesetzten Geldstrafen 
stehen dem Bund zu, wenn die den Gegen- 
stand des Steuervergehens bildenden Steuern 
dem Bund zufließen. Bezieht sich das Steuer- 
vergehen auch auf Steuern, die anderen 
Steuergläubigern zufließen, so entspricht der 
Anteil des Bundes an der Geldstrafe seinem 
Anteil an den Steuern, die den Gegenstand 
des Steuervergehens bilden. Entsprechendes 
gilt für den Erlös aus der Verwertung einge- 
zogener Gegenstände. 


( 1 .) 

6 a. 


(S 11) 

die Zuschüsse zur Kriegsgräberfür- 
sorge, zum Suchdienst für Kriegs- 
gefangene, Heimatvertriebene und 
heimatlose Ausländer und die Auf- 
wendungen für den Rechtsschutz 
von Deutschen vor ausländischen 
Gerichten (§ 16a), ce 


3. Im § 1 Absatz 3 erhält die Ziffer 2 die 
folgende Fassung: 

„2. bei den in Absatz 1 Ziffer 8 ge- 
nannten Aufwendungen die persön- 
lichen und sächlichen Verwaltungs- 
kosten; hierzu gehören nicht die 


und die Bestimmungen des § 6 auf den Per- 
sonenkreis nicht anzuwenden, der durch 
Kapitel I des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen erfaßt 
wird; die Bestimmungen des § 1 Absatz 1 
Ziffer 7 und des § 2 Ziffer 7 des Ersten Ge- 
setzes zur Überleitung von Lasten und Dek- 
kungsmitteln auf den Bund vom 28. No- 
vember 1950 (BGBl. S. 773) bleiben unbe- 
rührt. 


§10 

(1) unverändert 


(2) Die wegen Steuervergehens im Verwal- 
tungsstrafverfahren festgesetzten Geldstrafen 
stehen dem Bund zu, wenn das Verwaltungs- 
strafverfahren durch Bundesbehörden durch- 
geführt wird, dem Land zu, wenn das Ver- 
waltungsstrafverfahren durch Landesbehör- 
den durchgeführt wird. Entsprechendes gilt 
für den Erlös aus der Verwertung einge- 
zogener Gegenstände. § 48 Absatz 1 des 
Soforthilfegesetzes vom 8. August 1949 
(WiGBl. S. 205) und die entsprechende Vor- 
schrift in den Soforthilfegesetzen der fran- 
zösischen Zone bleiben unberührt. 

§ 10a 

Die Bestimmungen der §§ 18, 20 und 22 
des Ersten Überleitungsgesetzes sind ent- 
sprechend anzuwenden. 

(§ 11 ) 

( 1 .) 

6a. die Zuschüsse zur Kriegsgräberfürsorge, 
zum Suchdienst für Kriegsgefangene, 
Heimatvertriebene und heimatlose Aus- 
länder und die Aufwendungen für den 
Rechtsschutz von Deutschen, die von 
ausländischen Behörden oder Gerichten 
im Zusammenhang mit den Kriegs- 
ereignissen verfolgt werden oder ver- 
urteilt worden sind,“ 

3. Im § 1 Absatz 3 erhält die Ziffer 2 die 
folgende Fassung: 

„2. bei den in Absatz 1 Ziffer 8 ge- 
nannten Aufwendungen die persön- 
lichen und sächlichen Verwaltungs- 
kosten; hierzu gehören nicht die 
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Entwurf 

Ausgaben für die Versorgung der 
ehemaligen Angehörigen der Ver- 
waltung und ihrer Hinterbliebenen 
und die Kosten des Spruchver- 
fahrens. <£ 


7. Im § 11 wird Absatz 3 gestrichen und 
durch den folgenden Absatz 3 ersetzt: 

„(3) Im Rahmen der Kriegsfolgen- 
hilfe kann der Bund für die Zeit bis zum 
31. März 1932 

1. Zuschüsse oder Darlehen zur Errich- 
tung von Wohnungen für bisher in 
Lagern untergebrachte Kriegsfolgen- 
hilfe-Empfänger gewähren; 

2. zur Förderung der Erziehung und Er- 
werbsbefähigung von jugendlichen 
Kriegsfolgenhilfe - Empfängern Zu- 
schüsse oder Darlehen zu den Kosten 
der Errichtung von gemeinnützigen 
Lehrlingswerktätten, Jugendlehrgängen 
und Jugendwohnheimen und zu den 
Kosten von Jugendgemeinschaftswerken 
gewähren,“. 

13. Hinter § 16 wird die folgende Bestim- 
mung mit Überschrift eingefügt: 

„5 a. Kriegsgräberfürsorge, Suchdienst, 
Rechtsschutz 

4 16 a 

Der Bund trägt die Zuschüsse zur 
Kriegsgräberfürsorge, die Zuschüsse zum 
Suchdienst für Kriegsgefangene, Heimat- 
vertriebene und heimatlose Ausländer 
und die Aufwendungen für den Rechts- 
schutz von Deutschen, die von ausländi- 
schen Behörden oder Gerichten im Zu- 
sammenhang mit den Kriegsereignissen 
verfolgt werden oder verurteilt worden 
sind.“. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Ausgaben für die Versorgung der 
ehemaligen Angehörigen der Ver- 
waltung und ihrer Hinterbliebenen 
und die Kosten des gerichtlichen 
Spruchverfahrens.“. 


7. Im § 11 wird Absatz 3 gestrichen und 
durch den folgenden Absatz 3 ersetzt: 

„(3) Im Rahmen der Kriegsfolgen- 
hilfe kann der Bund für die Zeit bis zum 
31. Dezember 1952 

1. Zuschüsse oder Darlehen zur Errich- 
tung von Wohnungen für bisher in 
Lagern untergebrachte Kriegsfolgen- 
hilfe-Empfänger gewähren; 

2. zur Förderung der Erziehung und Er- 
werbsbefähigung von jugendlichen 
Kriegsfolgenhilfe - Empfängern Zu- 
schüsse oder Darlehen zu den Kosten 
der Errichtung von gemeinnützigen 
Lehrlingswerkstätten, Jugendlehrgän- 
gen und Jugendwohnheimen und zu 
den Kosten von Jugendgemeinschafts- 
werken gewähren.“. 

13. entfällt 


15. Im § 20 erhalten die Sätze 2 und 3 
folgende Fassung: 

„Solche Prüfungen sind gemeinsam 
mit der obersten Rechnungsprüfungs- 
behörde des Landes vorzunehmen. 
Die hierbei getroffenen Entscheidun- 
gen sind für die Beteiligten verbind- 
lich.« 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 13 

Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, mit dem Lande Berlin 
eine der Regelung dieses Ge- 
setzes entsprechende Verein- 
barung für das Gebiet des Lan- 
des Berlin abzuschließen. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt a m 1. April 1950 in 
Kraft, soweit sich nicht aus seinen Bestim- 
mungen etwas anderes ergibt. 


16. Der bisherige § 20 wird 5 20 Absatz 1; 
folgender Absatz 2 wird neu angefügt: 

„(2) Zur Entscheidung von grundsätz- 
lichen Fragen, die bei diesen Prüfun- 
gen auftreten, kann bei Meinungs- 
verschiedenheiten jede der beteiligten 
oberstenRechnungsprüfungsbehörden 
den Vereinigten Senat (§10 des Ge- 
setzes über Errichtung und Auf- 
gaben des Bundesrechnungshofes vom 
27. November 1950. BGBl. S. 765) 
anrufen.“ 

§ 13 

Dieses Gesetz und die noch zu erlassen- 
den Rechtsverordnungen gelten auch für das 
Land Berlin, sobald es gemäß Artikel 87 Ab- 
satz 2 seiner Verfassung die Anwendung 
dieses Gesetzes beschlossen hat. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1950 in Kraft, soweit sich nicht aus 
seinen Bestimmungen etwas anderes ergibt. 


Anlage zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln auf den Bund 
(Zweites Überleitungsgesetz) 


(I.) 

19. Reichsgesundheitsamt einschließlich der 
Reichsanstalten für Wasser- und Luft- 
güte, für Lebensmittel und Arz- 
neimittel, für Chemie und für 
Vitaminprüfung und Vitaminforschung 

34. Ehemalige elsaß-lothringische Dienst- 
stellen (Gesetz vom 11. Januar 
19 2 2 — RGBl. S. 29 — ) 

37. Ehemalige Heeres- und Marine- 
betriebe 


(L) 

19. Reichsgesundheitsamt einschließlich der 
Reichsanstalten für Wasser- und Luft- 
güte, für Lebensmittel- und Arzneimittel- 
chemie und für Vitaminprüfung und 
Vitaminforschung 

34. elsaß-lothringische Dienststellen, soweit 
Versorgungslasten dem Reich oblagen 

37. Heeres- und Marinebetriebe 

38a. Propagandaämter 

38b. Reichsdruckerei 

38c. Kriegsmarineabwicklungstelle Kiel 
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